
Analyse 

Der Milliardär und die Mauer des Schweigens 
Dass US-Milliardär Alex 
Karp, Chef des Datenkonzerns 
Palantir, (mutmasslich) nach 
Liechtenstein umgesiedelt ist, 
wirft zahlreiche Fragen auf. 

1.  Wohnt er nun tatsächlich  
      im Land? 
2.  Wie kommt ein Ausländer 
      so einfach an eine  
      Aufenthaltsbewilligung? 
3.  Wie würde er besteuert? 

Antwort eins: Man weiss es 
nicht. Die o�ziellen Stellen 
schweigen eisern und berufen 
sich unisono auf den Persön-
lichkeits- und Datenschutz – 
namentlich das Innenministe-
rium und die Gemeinde Trie-
senberg, die wegen eines 
entsprechenden Eintrags in 
einem Schweizer Amtsblatt als 
Erstes als neue Heimat Karps 
herumgereicht wurde. Eine 
weitere Spur führte diese 
Woche nach Gamprin. Doch 
auch dort lässt man lediglich 
ausrichten, dass man wegen 
der Datenschutzbestimmun-
gen nichts sagen könne. Die 
Begründung: Es bestehe kein 
begründetes ö�entliches 
Interesse.    

Diese Mauer des Schweigens 
könnte sich dahingehend 
interpretieren lassen, dass die 
Wohnsitznahme Karps in 
Liechtenstein zumindest nicht 
verneint wird. Ein Dementi 
klingt anders. 

Antwort zwei: Es gibt einen 
«gäbigen» Passus im liech-
tensteinischen Ausländerge-
setz, der besagt: An Personen, 
die für das Land «von beson-

derem Interesse» sind, kann 
eine Aufenthaltsbewilligung 
erteilt werden. Provokanter 
brachte es eine «Vaterland»-
Leserin auf Facebook auf den 
Punkt: «Geld macht’s mög-
lich.» Was direkt zum nächsten 
Punkt führt. 

Antwort drei: Sollte Unter-
nehmenschef Karp tatsäch-
lich in Liechtenstein wohnen, 
müsste er logischerweise auch 
hier Steuern zahlen. Für Rei-

che und Superreiche gibt’s da 
auch wieder eine praktische 
Sonderlösung: Die Pauschal-
besteuerung. Es liegt auf der 
Hand, dass der US-Milliardär 
einen diesbezüglichen Deal 
mit dem Land ausgehandelt 
hat, wenn die Gerüchte um 
seinen Zuzug stimmen.  

Pauschalbesteuerte müssen 
keine Vermögens- und Er-
werbssteuern zahlen. Aus-
schlaggebend für die Steuer -

berechnung ist ihr Aufwand, 
sprich die Lebenshaltungskos-
ten. Gemäss Gesetz würden 
25 Prozent dieser Ausgaben als 
Steuer fällig, in der Praxis wird 
aber oft ein 
xer Betrag über 
mehrere Jahre vereinbart, den 
die Vermögenden ans Land 
abliefern müssen. Der Mindest-
betrag liegt in der Grössenord-
nung von 300 000 Franken. 

Vermögende können also 
eine Art Flatrate mit dem Staat 

vereinbaren – und die ist 
natürlich tiefer als der Betrag, 
den sie nach dem ordentlichen 
Steuerverfahren zahlen müss-
ten. Das macht einen Liechten-
steiner Wohnsitz für Reiche 
attraktiv. Allerdings quali
zie-
ren sich per Gesetz nur auslän-
dische Staatsangehörige für 
eine Pauschalbesteuerung. 
Ausserdem dürfen sie nicht im 
Land arbeiten. Alles Vorausset-
zungen, die der Palantir-CEO 
Karp erfüllt.  

Erfüllen müsste er aber auch 
noch etwas anderes. Eine reine 
Scheinadresse – sei es nun in 
Triesenberg, Gamprin oder 
anderswo – kann der Milliardär 
im Land nicht führen. Denn 
Ausländer, die eine Bewilli-
gung zur Wohnsitznahme 
erhalten haben, müssen sich 
«mehrheitlich im Inland 
au�alten», wie es beim Aus-
länder- und Passamt heisst. 
Drittstaatsangehörige – und 
das ist Karp als US-Bürger – 
dürfen nicht mehr als vier 
Monate pro Jahr ausser Landes 
sein. Anders gesagt: Die restli-
chen acht Monate müsste er in 
Liechtenstein verbringen. Das 
Land wäre sein Lebensmittel-
punkt.  

So ist es letztlich auch einer-
lei, ob die Behörden seinen 
Zuzug weiterhin verschweigen 
oder nicht. Liechtenstein ist 
klein – und falls Karp wirklich 
eine neue Heimat gefunden hat, 
wird sich das wegen der gesetz-
lichen «Anwesenheitsp�icht» 
früher oder später herumspre-
chen. Freuen könnte er sich 
über einen schönen Wohnsitz 
und eine für seine Verhältnisse 
tiefe Steuerrechnung – ein 
wenig Klatsch im Dorf wäre auf 
der anderen Seite der Preis, den 
er bezahlen müsste.

Valeska Blank

Alex Karp, Gründer und CEO des Datenkonzerns Palantir, war schon mehrmals am WEF in Davos zu Gast. Keystone

Studie: Rheinaufweitung Vaduz-Sevelen ist technisch möglich 
Die Projektverantwortlichen wollen die Aufweitung zunächst auf Schweizer Seite vorantreiben. In Liechtenstein sind die Hürden zu hoch. 

Der Alpenrhein zwischen 
Bündnerland und Bodensee 
liegt fast zur Gänze im Korsett 
zwischen Hochwasserdämmen. 
Die Begradigung dieses Stro-
mes hat zwar mehr Sicherheit 
für die Flussanrainer gebracht. 
Doch die Naturvielfalt am und 
im Fluss hat gelitten. Die Fluss-
ufer haben keine Auwälder 
mehr und der Fluss selbst keine 
Reservoire für diverse P�an-
zen- und Tierarten. Beispiels-
weise ist die Zahl der 
Fischarten von ursprünglich  
30 auf heute 17 gesunken, die 
heutige Fischbiomasse von 
etwa 9 bis 10 Kilo pro Hektar 
könnte gar 200 bis 300 Kilo 
 betragen, wäre der Rhein natür-
lich geblieben. 

Vorprojekt für Abschnitt 
Vaduz–Sevelen anvisiert 

Auf verschiedenen Abschnitten 
des Alpenrheins in der Region 
wird daher die Aufweitung des 
Flusses vorangetrieben. Eine 
gezielte Flussaufweitung und 
Renaturierung an mehreren 
Flussabschnitten soll vor allem 
die Biodiversität, aber auch den 
Erholungs- und Freizeitwert 
steigern. Im Bereich Vaduz/Se-

velen kommen nun mehrere 
Machbarkeitsstudien zu dem 
Schluss, dass eine Rheinauf-
weitung in dem Gebiet tech-
nisch möglich ist. Das teilte die 
Regierung am Freitag mit. Über 

die Studien zur Gewässer -
morphologie und zum Grund-
wasser sowie die Raumanalyse 
hätten die Projektverantwortli-
chen Ende Mai die Gemeinden, 
die Bürgergenossenschaft Va-

duz und die Ortsgemeinde Se-
velen informiert.  

Der Lenkungsausschuss 
mit Vertretern des Kantons 
St. Gallen und Liechtensteins 
habe anhand der Ergebnisse 

beschlossen, die Ausarbeitung 
eines Vorprojekts für die Auf-
weitung Sevelen-Vaduz prüfen 
zu lassen. Bevor darüber ent-
schieden wird, sollen verschie-
dene Rechts- und Verfahrens-
fragen, die Projektorganisation 
sowie der Kostenvoranschlag 
und Kostenschlüssel geklärt 
werden. «Auf dieser Grundlage 
ist geplant, dass die involvier-
ten Gremien und Grundeigen-
tümer über die Ausarbeitung 
eines Vorprojekts be
nden 
werden», schreibt dazu die  
Regierung. 

Hohe Hürden auf  
Liechtensteiner Seite 

Grundvoraussetzung für eine 
Umsetzung des Aufweitungs-
projekts ist neben der nun 
nachgewiesenen technischen 
Realisierbarkeit nämlich die 
Zustimmung der Grundeigen-
tümer auf beiden Seiten des 
Rheins. Gerade auf Liechten-
steiner Seite bestehen dies -
bezüglich grosse Hürden, die 
kurz- bis mittelfristig wohl un-
überwindbar sind. Demnach 
möchte die Bürgergenossen-
schaft Vaduz den Boden ent-
lang des Rheins lieber weiter-

hin landwirtschaftlich nutzen. 
Auch die Wasserversorgung ist 
auf der liechtensteinischen 
Rheinseite ein Thema. So han-
delt es sich beim Gebiet Neu-
feld in Vaduz um ein rechts-
kräftiges Gewässerschutzareal, 
welches nicht ohne Weiteres 
aufgegeben werden kann. 

Dagegen be
ndet sich auf 
der Schweizer Seite der Boden 
im Eigentum des Kantons  
St. Gallen. Die Rheinaufwei-
tung könne daher auf Seveler 
Seite wohl früher realisiert 
 werden. Entsprechend sieht die 
Projektplanung vor, die Aufwei-
tung primär auf Schweizer Seite 
voranzutreiben. «Gemeinsam 
planen, etappiert realisieren» 
heisst es in der Mitteilung.  

Dieses Vorgehen werde in-
des auch beim zweiten Aufwei-
tungsprojekt, das Liechtenstein 
tangiert, angewendet. Im Ge-
biet Schaan-Buchs-Eschen wird 
zuerst auf der Liechtensteiner 
Seite aufgeweitet, weil auf der 
gegenüberliegenden Rheinseite 
noch verschiedene technische 
Hindernisse zu überwinden 
sind. 
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Zuerst soll die Aufweitung auf Schweizer Seite vorangetrieben werden. Bild: Daniel Schwendener
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